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Deutschland 
gab 2017 pro 
Einwohner 
456 €
für Krieg aus

Bis zum Jahr 2024
sollen die Ausgaben 
auch noch um 10 
Prozent steigen

Frieden ist eine zentra-
le Forderung, für die wir 

einstehen müssen. Denn der 
Krieg ist allgegenwärtig: stän-
dig hören wir Nachrichten 
von neuen Toten und Milli-
onen von Menschen, die ihre 
Heimat verlassen müssen. 
Während die Zahlen von Tag 
zu Tag steigen, entsendet die 
Bundesregierung immer mehr 
Soldaten in alle Teile der Welt 
und rüstet die Bundeswehr 
weiter auf. Damit zeigt sie, 
dass sie kein Interesse daran 
hat, dass die Kriege aufhören!

Für die Bundeswehr wird es 
zunehmend schwerer, den für 
sie notwendigen Nachwuchs 
zu rekrutieren. Obwohl die 
UN-Kinderrechtskonvention 
den Dienst an der Waffen fü r 

Minderjä hrige verbietet, wirbt 
die Bundeswehr an Nürnber-
ger Schulen und Berufsmessen. 
Sie verherrlichen den Krieg 
und tragen militaristische 
Propaganda in die Köpfe der 
Jugendlichen. Sie werben für 
den Krieg und damit für das 
Sterben. Und das bei Kindern 
und Jugendlichen. Durch Ko-
operationsverträge mit Bund 
und Ländern ist es der Bun-
deswehr möglich Zugang zu 
öffentlichen Räumen zu er-
halten. Durch groß angelegte 
Werbekampagnen versucht 
die Bundeswehr weiterhin die 
Arbeitslosigkeit und Perspek-
tivlosigkeit unter Jugendlichen 
auszunutzen und sich als at-
traktiver Arbeitgeber zu prä-
sentieren. Dabei appelliert sie 
an Jugendliche, mit einer ver-

meintlich guten Ausbildung 
die Sicherheit Deutschlands 
zu verteidigen. Die LINKE 
LISTE fordert seit Jahren, die 
Schulen zu bundeswehrfreien 
Einrichtungen zu erklären.

Bildung statt Rüstung!
Deutschland ist auch durch 
den Export von Rüstungsgü-
tern an fast allen Kriegen auf 
der Welt beteiligt. Deutsch-
land ist der fünftgrößte Ex-
porteur von Rüstungsgütern 
weltweit. 

Doch anstatt Gelder in die 
Rüstung zu stecken muss die 
Politik ihrer Aufgabe gerecht 
werden und für eine ausrei-
chende Finanzierung des Bil-
dungssystems sorgen. Bildung 
ist ein Grundrecht!
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Armut trotz lebenslanger Arbeit
Sie haben ihr Leben lang gearbeitet, 
trotzdem bleibt vielen Nürnberger 
Rentnern nicht genug Geld zum Le-
ben. Das Sozialamt liefert alarmierende 
Zahlen zur Alters-Armut. 

Bis Ende 2017 haben bereits rund 
9.700 NürnbergerInnen über 65 Jahre 
die sogenannte Grundsicherung bean-
tragt – eine Steigerung gegenüber dem 
Vorjahr (rd. 6.500 Personen) um fast 50 
Prozent. Das sind nahezu zehn Prozent 
der Rentner. Sie bekommen im Schnitt 

541,41 Euro vom Amt. Wer als Single 
mit 958 Euro auskommen muss, gilt als 
armutsgefährdet. Viele Rentner haben 
nicht mal so viel. 

Die Gründe für die Altersarmut sind 
vielfältig: Nach den Pleiten von AEG, 
Triumph-Adler, Grundig, Quelle und 
dem Stellenabbau bei MAN oder Sie-
mens wurden viele Tausende arbeitslos, 
zahlten weniger in die Rentenkasse. 
Viele Frauen arbeiteten in Teilzeit, 
kümmerten sich um die Familien und 

konnten entsprechend wenig in die 
Rentenkasse einzahlen. Es gibt zahl-
reiche Beispiele, dass Rentnern nach 
Abzug der Fixkosten für Miete, Strom, 
Heizung, Telefon und VAG-Ticket 
kaum mehr Geld zum Leben bleibt – 
geschweige denn Geld für kulturelle 
und soziale Teilhabe. Ein gutes und 
würdevolles Leben im Alter sieht so je-
denfalls nicht aus: Pfandflaschen sam-
meln bevor es zur Kartelrunde, zum 
Club-Spiel oder mal in ein Konzert 
oder ins Kino geht.

Bildung ist immer noch abhängig vom 
Geldbeutel der Eltern. Für über 79 % 
der Studierenden ist Bafög überhaupt 
die einzige Möglichkeit, um zu studie-
ren. Dass viele noch nebenbei jobben 
gehen müssen zeigt in welcher schwie-
rigen Situation sie sich befinden. Es 
trifft nicht nur Studierende - Armut 
macht auch vor Kindern nicht halt. 
19,3 % der Kinder und Jugendlichen in 
Nürnberg zwischen 6 und 15 Jahren le-
ben von Hartz IV.

Besonders benachteiligt sind weiterhin 
Kinder und Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund. Jedoch ist dieser Um-
stand nicht auf die Herkunft zurück-

zuführen, sondern auf die soziale und 
finanzielle Situation, in der sich die 
Familien der Kinder und Jugendlichen 
befinden.

Bildung für alle - und zwar kostenlos
Entgegen den Behauptungen durch die 
Politik, Bildung sei das höchste Gut, 
erleben wir im gleichen Atemzug dass 
Bildung in der Politik nicht viel Wert 
ist, sonst hätte man die Leihgebühren 
für die Stadtbibliothek nicht wieder 
eingeführt. Diese wieder eingeführten 
Leihgebühren hemmen den kosten-
freien Zugang zu Literatur und halten 
viele Menschen ab, sich Bücher oder 
andere Medien auszuleihen.

Fortsetzung: Für die Bildung tun sie nix - in der Rüstung sind sie fi x

Die LINKE LISTE fordert in
ihrem Programm...

• kostenfreie Bildung und
Betreuung für alle 

• ausreichend KiTa-Plä tze 

• Mitbestimmung für SchülerInnen 

• Bundeswehr und Konzerne raus 
aus Schulen und Unis 

• Mehr LehrerInnen

Deshalb fordert die LINKE LISTE...

• von der Stadt Nürnberg fordern wir für arme und armutsgefährdete 
RentnerInnen höhere Ermäßigungen in den städtischen Einrich-
tungen und günstigere Fahrpreise

• von der neuen Bundesregierung fordern wir eine armutssichere 
Mindestrente. In Österreich erhalten RentnerInnen zum Beispiel 
eine Mindestrente von 1.200 Euro

Die LINKE LISTE unterstützt die 
Forderungen der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst. Die LINKE LI-
STE stellt sich ausdrücklich hinter die 
Forderung der Gewerkschaften nach 
einem Gehaltsplus von sechs Prozent, 

mindestens aber 200 Euro monatlich 
mehr. Wer sich um unsere Kinder küm-
mert, uns mit Bus und Bahn fährt, oder 
unseren Müll abholt, muss dafür ver-
nünftig bezahlt werden.

Beschäftigte sind mehr wert
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Rund ums Rathaus

Anerkannte Flüchtlinge, die 
eine Arbeit haben, jedoch kei-
ne Wohnung � nden, wohnen 
weiterhin in den Gemein-
schaftsunterkünften. Für die 
Unterkünfte verlangt das So-
zialamt viel zu hohe Mieten. 
Zum Beispiel wird für eine 
4köp� ge Familie in einem 
4-Bett-Zimmer 3.416 Euro € 
berechnet. Es gibt dazu nicht 
mal eine Gebührenordnung, 
in der die Miethöhe festgelegt 
ist. Die Unterkunftskosten 
für Flüchtlinge sind in der 

bayerischen Durchführungs-
verordnung Asyl § 23 und 24 
geregelt. Darin würde für die-
ses 4-Bett-Zimmer 665 Euro 
vorgesehen. Stadträtin Padua 
hat nun die Einführung ei-
ner Gebührenordnung bean-
tragt, die sich am Nürnberger 
Mietspiegel orientieren soll. 
Es geht nicht an, dass Miet-
wucherer die Not der Schutz-
suchenden widerspruchslos 
ausnützen dürfen und das 
Sozialamt diesen Wucher an 
die Betro� enen weitergibt.

Mietabzocke bei anerkannten Flüchtlingen
Antrag an den Stadtrat

Klammheimlich stellte die 
VAG die Linie 7 (vormals 
Linie 8) zur Tristanstraße ein. 
Weil am Allersberger Tunnel 
das Postgebäude zu einem 
Hotel umgebaut wird, stellte 
die VAG ohne Abstimmung 
mit dem Stadtrat die Schie-
nen der Straßenbahn als La-
gerplatz für die Baucontainer 
zur Verfügung und legte da-
mit den Trambetrieb lahm. 
Stadträtin Padua reagierte 
sofort mit einer Anfrage an 
den Verkehrsausschuss. Auf 
Druck vieler Fahrgäste der 
VAG wurde nachgebessert. 
Nun fährt die Linie 7 wieder 
– allerdings nur im 20-Mi-

nuten-Takt mit veränderter 
Trasse über die Scheurlstraße. 
Die LINKE LISTE kriti-
siert das, weil die Haltestelle 
Widhalmstraße nicht mehr 
bedient wird, obwohl hier 
Studentenwohnanlagen, eine 
Wohnanlage für betreutes 
Wohnen, die Wärmestube 
und eine Schule auf die An-
bindung angewiesen sind. 
Auch das Jean-Paul-Förder-
zentrum bei der Tristanstraße 
ist davon betro� en. Zu den 
häu� gen Verspätungen und 
Ausfällen von U-Bahn und 
Straßenbahn äußerte sich die 
VAG (noch) nicht. Wir blei-
ben dran!

VAG reduziert Linie 7
Verkehrsausschuss

Mangelware Hortplätze:
Mehr Absagen als Zusagen

Das Jugendamt Nürnberg 
und freie Träger haben für das 
kommende Schuljahr 1.883 
Absagen an Eltern verschickt, 
die einen Hortplatz für ihr 
Kind benötigen. 1.540 Eltern 
haben eine Zusage erhalten. 
Nach Abzug aller Mehrfach-
Anmeldungen suchen immer 
noch 1.487 Mädchen und 
Jungen eine Betreuung nach 
der Schule, es gibt aber nur 
noch 540 freie Plätze in den 
neu gescha� enen Einrich-
tungen, bestehenden Horten 
und Zentralhorten.

Diese skandalöse Zahl wurde 
vom Vizechef des Jugend-
amts, Georg Reif, im Jugend-
hilfeausschuss des Stadtrats 
so kommentiert: „Aber al-
les in allem sieht es nicht 
schlecht aus, eher sogar besser 
als im Vorjahr“. Ein so un-

begründetes Eigenlob wirft 
die Frage auf, wie die Stadt 
mit dem Mangel an Hort-
plätzen umgeht. Bei jeder 
Haushaltsberatung rühmen 
sich SPD und CSU mit den 
hohen Investitionen in KiTas 
und Schulen. Verschwiegen 
wird jedoch, dass mehr Geld 
in Straßen und Brücken ge-
steckt wird. Was sollen be-
rufstätige Eltern tun, wenn 
sie keinen Hortplatz für ihr 
Kind bekommen? 

Das auf Bundesebene von 
Union und SPD verspro-
chene Recht auf Ganztagsbe-
treuung war bisher nur heiße 
Luft. Solange der Bund dafür 
nicht mehr Geld in die Hand 
nimmt und einen Rechtsan-
spruch beschließt, wird sich 
die Situation nicht wesentlich 
ändern.

Die LINKE LISTE berich-
tete ausführlich in der letzten 
Stadtrats-News über die mas-
siven Gebührenerhöhungen 
und Preissteigerungen seit 
1. Januar 2018. Die Eintritt-
spreise für Schwimmbäder 
stiegen um ca. 6 Prozent, die 
Fahrpreise um 3 Prozent, die 
Gebühren für Kitas stufen-
weise – und für die bisher 
gebührenfreien Bibliotheken 
wurden Gebühren von 15 
Euro eingeführt. Für viele 
BürgerInnen sind die stän-
digen Preissteigerungen ein 
großes Problem, vor allem 

für RenterInnen, Alleinerzie-
hende und ZeitarbeiterInnen. 
Nun wurde die nächste Er-
höhung angekündigt: Am 1. 
April soll der Tiergarten bis 
zu 22 Prozent teurer werden! 
Erwachsene zahlen dann 16 
statt wie bisher 13,50 Euro., 
für Kinder steigt der Eintritt-
spreis um 1,20 auf 7,70 Euro, 
die Familienkarte verteuert 
sich um 5,50 Euro auf dann 
37 Euro. Wir haben diese 
Erhöhung im Stadtrat abge-
lehnt und fordern eine „Kul-
tur für alle“ statt eine „Kultur-
hauptstadt für Wenige“!

Tiergarten bald unbezahlbar!
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Die LINKE LISTE Nürnberg ist ein Bündnis aus verschiedenen politischen Organisati-
onen und Einzelpersonen. Wir engagieren uns für ein demokratisches und soziales Nürn-
berg und stehen für eine lebenswerte, menschen- und umweltfreundliche Stadt. 
Durch uns wird im Stadtrat wieder streitbar diskutiert und zwar über � emen, die vor-
her - hauptsächlich von den beiden großen Parteien SPD und CSU - im Hinterzimmer 
ausgehandelt und im Stadtrat nur noch abgenickt wurden. Wie z. B. die ständigen Preiser-
höhungen der VAG oder die unsoziale Wohnungspolitik. 
Wir tragen die Forderungen betro� ener BürgerInnen in den Stadtrat und machen trans-
parent, wer dazu wie abstimmt. Die Parteien müssen jetzt Farbe bekennen! 
Das Abstimmungsverhalten der Anderen kann aber nicht durch bloße Diskussion im 
Stadtrat geändert werden. Durchsetzen können wir berechtigte Forderungen nur dann, 
wenn sie von möglichst vielen Menschen auch außerhalb des Rathauses artikuliert wer-
den. Wir ho� en dabei weiterhin auf Ihre Unterstützung!

Was ist die LINKE LISTE?

LINKE LISTE Nürnberg
Äußere Cramer-Klett-Straße 11-13
90489 Nürnberg
Telefon: 0911 2 87 60 13
buero@linke-liste-nuernberg.de

Bürozeiten
Mo., Mi. und Fr.: 10 bis 12 Uhr
Di.: 17 bis 19 Uhr, Do.: 15 bis 17 Uhr
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Die LINKE LISTE hat einen Sozialfonds, in den unsere StadträtInnen aus 
ihren Bezügen einzahlen. Seit wir im Rathaus sind, konnten wir dadurch vielen 
Menschen in schwierigen Situationen, wie z. B. bei Stromsperren oder Nazian-
schlägen, helfen. 
Seit 2010 wurden insgesamt über 22.200 € für Hilfen zur Verfügung gestellt.

Spendenkonto
LINKE LISTE Nürnberg,  
IBAN: DE77 7605 0101 0010 4662 09
BIC: SSKNDE77XXX
Stichwort: Spende

V.i.S.d.P.: Özlem Demir, Äußere Cramer-Klett-Straße 11-13, 90489 Nürnberg

100 Jahre Frauenwahlrecht in Deutschland!
Die LINKE LISTE fordert...

Gleichen Lohn für gleiche Arbeit • Gleiche Chancen auf dem Arbeits- und 
Wohnungsmarkt sowie in der Bildung • Kostenlose KiTas • Schutz vor (weib-
licher) Armut, vor allem für Alleinerziehende und Rentnerinnen • Erhalt und 
Ausbau von Beratungsstellen und Projekten für Frauen und Mädchen • Öf-
fentliche Ächtung und Schutz vor Gewalt und Missbrauch • Recht auf sexu-
elle Selbstbestimmung

Frauen gehen auf der ganzen Welt am Internationalen Frauentag, den 8. März, seit über hundert 
Jahren auf die Straße. Linke Liste-Stadträtinnen Padua und Demir überreichen Fraueneinrich-
tungen und -vereinen Rosen zum Frauentag.

Menschen, die � üchten, haben einen (le-
bensbedrohlichen) Grund. Hier ange-
kommen stellt sich eine medizinische 
Versorgung oft als Problem. Akute Fäl-
le, Erkrankungen am Wochenende oder 
mangelnde Papiere sind Gründe, warum 
Ge� üchtete oft ärztlich unversorgt bleiben. 

In Nürnberg engagiert sich eine ehrenamt-
liche Initiative „Aktion Grenzenlos e.V.“, 
in dem auch Ärzte mitarbeiten. Sie haben 
keine Einnahmen, aber etliche Ausgaben. 
Die LINKE LISTE hat aus ihrem Sozi-
alfond 700 Euro gespendet und freut sich 
über dieses Engagement.

Der Sozialfonds der LINKEN LISTE


